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1. Einleitung
Dieser Beitrag besteht aus drei Teilen. Zunächst beschreibe ich kurz die Aufgaben der Institution, an der ich arbeite, die Europäische Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit (EUMC) in Wien. Danach komme ich zum Hauptthema meines Artikels, indem ich über die Ergebnisse berichte, die eine Meinungsbefragung in allen 15 EU Mitgliedsländern im Jahr 2000 ergeben hat. Schließlich und als Einleitung zur Diskussion gehe ich auf die Frage ein, was wir gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit tun können. Dieser letzte Abschnitt wird von einem kurzen theoretischen Exkurs eingeleitet, wie das Phänomen Rassismus beschrieben werden könnte. 

2. Was tut das EUMC in Wien? 

Das EUMC wurde als Europäische Agentur per Verordnung des Rates der Europäischen Union (Nr. 1035/97 vom 2. Juni 1997) im Europäischen Jahr gegen Rassismus gegründet. Der damalige Außenminister Wolfgang Schüssel hatte sich dafür eingesetzt, dass diese Agentur als erste und bisher einzige EU-Einrichtung nach Österreich kommt. Agenturen der EU sind flexible und spezialisierte Organe der Europäischen Union, die zwar von über die Europäische Kommission (in unserem Fall über die Generaldirektion Beschäftigung) finanziert werden, aber von einem Verwaltungsrat als oberstem Organ aller strategischen Entscheidungen geleitet werden. Der Verwaltungsrat besteht aus von den Regierungen der 15 Mitgliedsstaaten ernannten Vertretern und deren Stellvertretern und weiteren Delegierten der Europäischen Kommission, des Europarats (der mit seinen derzeit 44 Mitgliedsstaaten das größere Europa vertritt. Er ist nicht zu verwechseln mit dem Rat der Europäischen Union, dem höchsten Entscheidungsorgan der EU, dessen Präsidentschaft halbjährlich wechselt) und des Europäischen Parlaments. Der genius loci von Graz kommt bei den beiden österreichischen Delegierten zu seinem Recht: Die Vertreter Österreichs sind zwei im Jahre 2001 von der neuen österreichischen Regierung nach dem traditionellen Proporzsystem ernannten Professoren: Dr. Stefan Karner, Leiter des in Graz und Wien ansässigen Ludwig-Boltzmann-Instituts für Kriegsfolgen-Forschung, bereits vorher als Stellvertreter von Professor Anton Pelinka im Verwaltungsrat aktiv, und Karners Stellvertreter, der Kinderarzt und Psychologe Dr. Peter J. Scheer, der ebenfalls in Graz arbeitet. Außerdem ist mit Herrn Botschafter Dr. Ludwig Steiner als Vertreter des Europäischen Parlaments ein weiterer Österreicher im Verwaltungsrat des EUMC tätig.  
Derzeit arbeiten rund 25 MitarbeiterInnen aus mehreren EU-Ländern unter der Leitung von Dr. Beate Winkler, der früheren Ausländerbeauftragten für Berlin, an der Beobachtungsstelle, die sich in der Rahlgasse im 6. Wiener Gemeindebezirk befindet. Arbeitssprache ist Englisch.
Hauptaufgabe der Beobachtungsstelle ist es nach deren Statut, den Organen der EU und den Mitgliedsstaaten objektive, zuverlässige und vergleichbare Daten über rassistische, fremdenfeindliche und antisemitische Erscheinungsformen auf europäischer Ebene zur Verfügung zu stellen, und sie bei der Ausarbeitung von Maßnahmen und der Formulierung von Vorschlägen in der Auseinandersetzung mit Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu unterstützen. 

Um eine entsprechende Informationsgrundlage für die Bewältigung dieser Aufgabe zu schaffen, baut das EUMC derzeit RAXEN auf, das Europäische Informationsnetzwerk für Rassismus und Xenophobie. Im Juli 2001 hatte das EUMC bereits in allen 15 Mitgliedsstaaten je einen sogenannten „National Focal Point“ (NFP) unter Vertrag. Bei den NFPs handelt es sich um eine oder mehrere kooperierende Institutionen auf Landesebene, die der Beobachtungsstelle regelmäßig Informationen über die negativen und positiven Seiten der Auseinandersetzung mit dem Rassismus liefern. Einerseits berichten die Focal Points über rassistische Übergriffe, Straftaten und andere Fälle von Diskriminierung auf ethnischer Grundlage, andererseits über „bewährte Praktiken“ (im Jargon der Europäischen Kommission „good practice“ genannt) der Bekämpfung rassistischer Aktivitäten oder deren gelungene Prävention. Österreich ist mit einem Dreigestirn als NFP vertreten, das aus einer Forschungseinrichtung der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, dem Institut für Konfliktforschung und dem Ludwig-Boltzmann-Institut für Menschenrechte besteht. Als Focal Points hat das EUMC die unterschiedlichsten Arten von Institutionen akzeptiert. In manchen Ländern sind es NGO’s (Non-Governmental Organisations),  universitäre Einrichtungen oder staatliche Stellen bzw. Zusammenschlüsse aus den genannten. 

Bereits im vergangenen Jahr konnten Focal Points in 7 Ländern die erste institutionelle Erhebung durchführen, das sogenannte „mapping exercise“. Dabei wurden alle wichtigen Institutionen eines Landes erfasst, deren Aktivitäten, Datensammlungen und Publikationen. Die Ergebnisse dieser Studien stehen auf der homepage des EUMC unter http://eumc.eu.int abrufbar zur Verfügung.
Die neu unter Vertrag genommenen Focal Points führen im Jahr 2001 zunächst die mapping exercises in den noch offenen Ländern durch, um sich dann der Datenerfassung für den Zeitraum ab Jänner 2000 in den folgenden vier Bereichen zu widmen: 

· Rassistische Gewalttaten

· Diskriminierung am Arbeitsmarkt und in den Betrieben

· Diskriminierung im Bereich und durch die Medien

· Veränderungen in der Gesetzgebung, die Rassismus und Diskriminierung von MigrantInnen und Minderheiten betrifft.

· Seit dem 11. September 2001, dem Tag der Attentate auf New York und Washington, berichten die National Focal Points auch über veränderte Einstellungen bzw. vermehrte Gewaltakte gegenüber Muslims oder anderen Minderheiten

Parallel zur Datenerhebung werden workshops über die Methoden der Datenerhebung organisiert, deren Erkenntnisse an die Datenerfasser weitergegeben werden. 

Die Ergebnisse der Datenerhebungen durch RAXEN werden der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. Es ist beabsichtigt, nicht nur zusammenfassende thematische Studien, sondern auch die Ausgangsdaten selbst zu publizieren. Sie sind auf der homepage des EUMC zu finden.
Während RAXEN sich schwerpunktmäßig auf bereits existierende Daten und Informationen konzentriert, ist die Einrichtung der Nationalen Runden Tische, die von den Mitgliedern des Verwaltungsrates in den jeweiligen Mitgliedsländern zu organisieren sind. Dabei treffen sich u.a. Regierungsorganisationen, NGO’s, Forschungseinrichtungen, WissenschaftlerInnen, Kirchenvertreter, Sozialpartner und Vertreter der Gewerkschaften zur Diskussion von aktuellen Entwicklungen zur Bekämpfung rassistischer Strömungen, Sie haben die Möglichkeit zu Informationsaustausch und zum Austausch Bewährter Praktiken. Das EUMC unterstützt die Runden Tische mit Informationen auf europäischer Ebene und mit der Bereitstellung einer Diskussionsplattform durch die Organisation eines Europäischen Runden Tisches, der einmal pro Jahr in Wien stattfindet. 
Um die Öffentlichkeit und engagierte Gruppen über die Arbeiten im Bereich Rassismusbekämpfung zu informieren, hat das EUMC mehrere Instrumente zur Verfügung: 

· Den Jahresbericht, in dem auf die neueren Entwicklungen in den EU Ländern eingegangen wird, 

· „Equal Voices“, das über laufende Ereignisse im Feld informiert, sowie eine Vielzahl von

· Presseaussendungen und

· Pressekonferenzen.
Ebenso werden alle Forschungsarbeiten, die das EUMC durchführt, entweder auf Papier oder im Internet veröffentlicht. Die folgende Liste bietet eine exemplarische Übersicht über die Fragestellungen, die entweder ïn Forschungsaufträgen, die per öffentlicher Ausschreibung vergeben werden, oder in workshops oder kleineren Konferenzen bearbeitet wurden und werden:
Soziale Lage

· Studie zur sozio-ökonomischen Situation von Minderheiten in der EU
· Studie „Zur Gesundheitlichen Lage von Roma Frauen“

· Studie „Rassismus auf dem Lande“
Gesetzgebung und Politik 

· Studie über Artikel 13 des Grundvertrages der Europäischen Union und die Gesetzeslage in den Mitgliedsstaaten

· Studie über die Auswirkungen der „Charter for political parties for a non-racist society“
· Working Group "Key Issues" zu Grundfragen und Grundbegriffen in der Auseinandersetzung mit dem Rassismus
Ausbildung und Erziehung

· Studie “Teaching the Teachers”
· Workshop”Reducing Racial Violence”
Medien

· Studie „Medien und Rassismus“
· Konferenzen mit Medienverteteren
Gesellschaft

· Studie über „Europäische Stiftungen“ im Kampf gegen Diskriminierung
· Studie „Rassismus auf den Sportseiten des Internets“

· Studie „Mainstreaming“ zur Implementierung von integrationsfördernden Maßnahmen in allen gesellschaftlichen Teilbereichen

· Ergebnisse des EUROBAROMETERs zu Einstellungen gegenüber Minderheiten in der EU.
Auf die letztgenannte Studie soll nun näher eingegangen werden.
3. Einstellungen gegenüber Minderheiten in der EU

Die Europäische Union führt seit einem Vierteljahrhundert zweimal jährlich eine Meinungsbefragung der EU-Bürgerinnen und -Bürger über deren Befindlichkeit in der EU durch. Diese Befragung wird mit mehr als 16.000 Personen face-to-face durchgeführt, wobei Deutschland mit je 1000 Interviews in den Neuen und den Alten Bundesländern vertreten ist, und zu den 1000 in England durchgeführten Interviews zusätzlich 300 in Nordirland getätigt werden. Die Ergebnisse, die hier vorgestellt werden, beziehen sich auf das Eurobarometer 53 vom April/Mai 2000. In diese Erhebung wurden vom EUMC mehr als 50 Fragen zusätzlich eingebaut, die sich mit der Einstellung der Menschen in der EU zu Minderheiten und Personen anderer Nationalität befassen. Der gesamte Datensatz der Befragung im Jahr 2000 (im SPSS-Format) kann vom EUMC auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden.
Schon 1997 hat die Europäische Kommission (Generaldirektion Erziehung und Kultur) eine ähnliche Befragung zu Einstellungen zu Minderheiten durchführen lassen, sodass eine teilweise Vergleichbarkeit der Ergebnisse über den Zeitraum von 3 Jahren möglich ist. 

Die belgische Firma INRA organisierte die Interviews und führte eine erste Analyse der Daten durch, das österreichische „Institute for Social Research and Analysis“ (SORA) wertete die Daten mit komplexen statistischen Methoden aus. Die entsprechenden Berichte finden sich in voller Länge auf der homepage des EUMC. 
Im folgenden werden ausgewählte Ergebnisse dieser Studie vorgelegt. Sie umfassen eine 

· Typologie der EU-Bevölkerung bezüglich ihrer Einstellung gegenüber Zuwanderern und Minderheiten

· Die zeitlichen Veränderungen zwischen 1997 und 2000
· Positive Einschätzungen und Ängste der Bevölkerung 

· Die wichtigsten Einflussfaktoren auf die Einstellungen gegenüber „Fremden“ und

· Spezielle Ergebnisse für Österreich

3.1 Eine Typologie der EU-Bevölkerung

Mit dem statistischen Werkzeug der Clusteranalyse konnte eine Typologie der EU-Bevölkerung erstellt werden. Die Interviewten wurden je nach Beantwortung der Fragen in vier Kategorien eingeteilt und gezählt. Danach wurde der jeweilige prozentuelle Anteil an der gesamten Stichprobe der Befragten im EU-Durchschnitt ermittelt. Dabei ergaben sich folgende Hauptresultate:

· „Aktiv tolerant” (21%)
· Diese Gruppe fühlt sich durch Zuwanderer und Minderheiten nicht gestört, sondern bereichert. Sie besteht nicht auf „Assimilierung“ (Aufgabe der eigenen Kultur und Übernahe der Kultur und Verhaltensweisen des Gastlandes). Sie fordert explizit eine Politik zugunsten Minderheiten 

· „Passiv tolerant“ (39%)

· Diese Gruppe zeigt eine positive Einstellung gegenüber Zuwanderern und Minderheiten. Sie fordert ebenfall keine Assimilierung, verlangt aber keine Politik zugunsten von Minderheiten. 
· „Ambivalent“ (25%)

· Diese Gruppe fühlt sich nicht gestört durch Zuwanderer oder Minderheiten, spricht ihnen aber keinen positiven Effekt auf die Gesellschaft zu. Sie unterstützt die Forderung nach Assimilierung.
· „Intolerant“ (14%)

· Diese Gruppe zeigt eine stark negative Einstellung. Sie fühlt sich explizit durch Minderheiten gestört. Sie tritt für Assimilierung und für Repatriierung ein. Sie zeichnet sich durch geringeres Bildungsniveau und niedrigeren sozio-ökonomischen Status verglichen mit dem Durchschnitt der Bevölkerung aus.
In den einzelnen Ländern fanden sich die folgenden Ergebnisse (siehe Schaubild)
· In 13 EU Staaten sind die “aktiv toleranten” mehr als die “intoleranten” (Ausnahmen: GR und BE)

· Größte Gruppe sind die “ambivalenten” (max. GR, min. SE) und “passiv toleranten” (max. ES, min. GR)

· Relativ polarisierte Gesellschaften mit gleichzeitig erhöhtem Anteil an intoleranten und toleranten (z.B. BE, DK, DE, FR, UK)
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Ein Wort zur Vorsicht bei der Interpretation der Daten ist hier am Platz: Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass die angegebenen Daten nicht in vollem Umfang vergleichbar sind, da nicht gesichert ist, dass die gestellten Fragen in den einzelnen Ländern im jeweiligen kulturellen und traditionellen Kontext trotz wörtlicher Übersetzung wirklich dieselbe Bedeutung besitzen. Ein Vergleich zwischen den Ländern kann erst auf der Basis  einer gleichzeitigen Berücksichtigung des kulturellen und historischen Hintergrunds sowie der nationalen Besonderheiten erfolgen.
Die Analyse des Zeitverlaufs der Einstellungen innerhalb einer Periode von 3 Jahren zeigt ein widersprüchliches Bild:

· Einerseits sprechen sich mehr EU Bürger für die Verbesserung der Beziehungen zwischen Mehrheit und Minderheiten aus 

· und es gibt eine vermehrte Befürwortung des Einsatzes politischer Maßnahmen zur Verbesserung des Miteinanderlebens,
· andererseits wächst auch die Furcht vor der Gefährdung und Bedrohung des sozialen Friedens und vor dem Abbau des Wohlfahrtstaates
3.2 Positive Einstellungen bzw. Ängste  der EU-Bevölkerung
Dieses Fragenpaket bezieht sich auf die Hoffnungen, Erwartungen, Befürchtungen und Ängste in der EU-Bevölkerung. Es zeigen sich die folgenden Ergebnisse

· Die große Mehrheit der BürgerInnen ist optimistisch bezüglich einer multikulturellen Gesellschaft (hier ergab sich keine Änderung gegenüber 1997)
· Eine wachsende  Anzahl von Personen ist der Auffassung, dass ImmigrantInnen das kulturelle Leben bereichern (ein starker Anstieg von 33% im Jahre 1997 auf 48% im Jahre 2000)
· Eine große Mehrheit ist gegen “Ausländer raus” Parolen
· Aber immerhin 20% unterstützen - konstant seit 1997 - die kulturelle Assimilation von Minderheiten (bedingte Akzeptanz von Minderheiten, wenn sie ihre eigene Kultur aufgeben) 
· In manchen Ländern ist Antwortverweigerung häufig (z.B. AT; GE)
· Zu den wichtigsten Sorgen der BürgerInnen zählt vor allem
· Arbeitslosigkeit

· Verlust an sozialer Wohlfahrt 

· Verschlechterung des Bildungswesens durch die Anwesenheit von „Fremden“
· Eine kleine, aber relevante Minderheit fühlt sich persönlich durch die Existenz von Minderheiten gestört.

Führt man die geäußerte Einstellung der Bürger mit den jeweiligen sozio-ökonomischen bzw. politischen Indikatoren zusammen und vergleicht das Ergebnis, zeigen sich folgende Resultate (bitte um Vorsicht: es handelt sich bei dieser Zusammenführung bloß um das gleichzeitige Auftreten der verschiedenen Merkmale, die Analyse erlaubt keine Rückschlüsse auf die Richtung oder die Existenz einer Kausalität, d.h. einer ursächlichen Beziehung zwischen den Merkmalen):

· Ganz deutlich geht ein höherer Bildungsstand mit toleranten Einstellungen einher. Die Gruppe mit den positivsten Einstellungen zu kultureller Vielfalt sind die Studierenden

· Eine eher positive Einstellung zu „Fremden“ geht mit „grünem“ bzw. „sozialdemokratischem“ Wahlverhalten zusammen, bei Wählern „rechtspopulistischer“ Gruppierungen zeigt sich eine eher negative Einstellung.

· Bestehen verwandtschaftliche Beziehungen zu Personen anderer ethnischer Gruppen, zu Menschen mit anderer Religion, Nationalität oder Kultur, zeigt sich eine eher tolerante Auffassung, während die Erfahrung von Arbeitslosigkeit negativ mit Toleranz korreliert.

· Fürchtet sich eine Person vor sozialen Konflikten, glaubt sie auch nicht an eine Bereicherung des kulturellen Lebens durch Minderheiten
3.3 Zustimmung zur Parole „Ausländer raus!“
Interessant dürfte die Frage sein, wie stark die Ablehnung von Ausländern in den einzelnen Ländern auftritt. Um diese Frage annähernd zu beantworten, wurde die Zustimmung zu der Aussage getestet:„Alle Ausländer, auch diejenigen, die hier geboren wurden, sollen in das Land ihrer Herkunft zurückgesandt werden“. Es ergab sich folgendes Resultat (siehe nachstehende Grafik). 
Dabei ist der hohe Verweigerungsanteil in einigen Ländern, unter ihnen auch Österreich, bemerkenswert (Immerhin fand die Befragung unmittelbar nach der Bildung der neuen Regierung in Wien statt). Wiederum soll auf die eingeschränkte Vergleichbarkeit der Daten hingewiesen werden. In manchen Staaten sind „die Ausländer“ bestimmte Minderheiten, die sich in ihrer Herkunft vollständig von den „Ausländern“ anderer Staaten unterscheiden. 
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Um eine Beziehung zwischen politischer Einstellung herstellen zu können (mit aller Vorsicht, die hier geboten ist) wurde die Zustimmung zur Aussage „Alle Ausländer zurück ins Land ihrer Herkunft“ mit der politischen Selbsteinschätzung der Befragten auf einer Skala von 1 (links) bis 10 (rechts) zusammengeführt. Das Ergebnis bezieht sich auf den EU-Durchschnitt. Es zeigt sich (in Übereinstimmung mit der vorangehenden Grafik), dass beinahe ein Fünftel der EU-Bevölkerung im Durchschnitt die „Ausländer raus“-Parole teilt, wobei sich deutliche Abweichungen je nach politischer Selbstplazierung feststellen lassen. 

Interessant scheint, dass der linke Rand mit 19 Prozent Zustimmung zur „Ausländer raus“-Parole stärker intolerant zeigt als die linke und rechte Mitte. Meiner Interpretation nach könnte dies auf die verstärkte Vermittlung von Sicherheitsgefühlen durch die Grossparteien (Sozialdemokratie und konservative Parteien in der EU) zurückzuführen sein, während Gruppen, die sich in diesem stark vereinfachenden „links-rechts“-Schema nicht wiederfinden, kleineren Parteien zugehörig sind. Diese Interpretation kann allerdings die signifikante Zunahme der Zustimmung zur „Ausländer raus“-Parole am rechten politischen Rand nicht erklären. Hier dürfte das dahinterliegende Weltbild doch eine nicht zu vernachläsigende Rolle spielen.
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3.4 Einige Ergebnisse zu Österreich
Leider erlaubt der Umfang der Stichprobe von rund 1000 Interviewten auf der Länderebene nur grobe Vergleiche und gibt eher Stoff zum Nachdenken als valide und verlässliche empirische Daten. Dennoch lassen sich bei größeren Unterschieden in den einzelnen Kategorien Hinweise auf unterschiedliche Einstellungen finden, die allerdings von weiteren Untersuchungen begleiten und abgesichert werden sollten, ehe man sie für bare Münze nimmt.

Vergleichen wir die Zustimmung zur „Ausländer raus“-Parole mit dem Wohnort der Befragten, der vier verschiedenen Kategorien zugeordnet wurde, zeigt sich ein interessantes, wenn auch nicht gänzlich unerwartetes Bild. Die einzelnen Kategorien bedeuten

· Metro...
Großstadt (Wien)

· Urban...
Stadt mittlerer Größe

· Mixed...
Gemischte ländlich/städtische Zone, Umfeld von Städten

· Rural...

Ländliches Gebiet

Die stärkste Ablehnung, aber auch die größte Zustimmung findet sich in den Städten mittlerer Größe (es liegt hier eine polarisierte Situation vor), während diejenigen, die der „Ausländer raus“-Parole am wenigsten zustimmen, im ländlichen Gebiet wohnen. Aber Vorsicht mit vorschnellen Schlussfolgerungen: Die Großstädter schweigen sich gerne aus und antworten mit einem sehr hohen Prozentsatz mit „weiß nicht“ (don’t know – DK), und sind gleichzeitig diejenigen, die die „Ausländer raus“-Parole am wenigsten ablehnen. Dagegen halten die BewohnerInnen der Städte mittlerer Grösse weniger mit ihrer Meinung hinter dem Berg. 
Bitte beachten Sie auch die verkürzte Skala in der nachstehenden Darstellung, die erst bei 50% (und nicht bei 0% wie in anderen Grafiken) beginnt.
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Die nachstehende Grafik zeigt die Zustimmung und Ablehnung zur „Ausländer raus“-Parole nach Altersgruppen und Geschlecht in Österreich. Wieder begeben wir uns an die Grenze der Aussagefähigkeit der Stichprobe, die wir zur Verfügung haben. Ein Ergebnis scheint jedoch signifikant: Die älteren Herren über 65 stimmen der „Ausländer raus“-Parole sowohl am meisten zu als auch lehnen sie sie am geringsten aller männlichen Kategorien ab, sie werden allerdings von den Frauen im gleichen Alter darin noch übertroffen, die sich eher unwissend in dieser Frage geben. Die Jugendlichen zeigen sowohl die niedrigsten Zustimmungs- und auch die höchsten Ablehnungswerte gegenüber der Parole „Ausländer raus“ innerhalb der jeweiligen Geschlechtergruppe. Es wäre interessant, diesem Ergebnis weiter nachzugehen: Es sagt nicht aus, ob die älteren Herren wie alle Männer einem Lernprozess unterliegen, der einfach durch den Alterungsprozess erklärt werden kann, oder ob sich in ihrer Antwort bestimmte in ihrer Jugend prägende  Ideologien ausdrücken. Anders gesagt: Ist die zunehmende Ablehnung von Ausländern bei Männern mit dem Alter ein Ergebnis des Alterungsprozesses oder zeigt sich hier der Einfluss von zeitlich begrenzt wirksamen und geteilten Ideologien bzw. politischer Propaganda? 
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Mit diesem Hinweis auf weiteren Forschungs- und Untersuchungsbedarf wenden wir uns nun einem anderen Thema zu. Wir fragen jetzt nach den Handlungsfeldern, die uns offenstehen, um Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, deren Existenz und Verteilung in der Bevölkerung in diesem Abschnitt illustriert wurde, realistisch zu reduzieren.
4. Handlungsfelder 
Wenn wir Rassismus reduzieren wollen, müssen wir uns auch fragen, worum es sich bei diesem Phänomen eigentlich handelt. Zu diesem Thema existiert eine äußerst umfangreiche Literatur, und ich masse mir nicht an, das Rad neu zu erfinden. Ich versuche nur, den harten Kern der vielen existierenden Definitionen herauszuarbeiten, ohne auf die unterschiedlichsten Abarten und Varianten näher einzugehen. Einige Einsichten können wir aber als ziemlich abgesichertes Wissen ansehen. Ich führe einige davon an:

· Der Rassismus ist eine gesellschaftliche Konstruktion

Dies bedeutet, dass der Rassismus keine gottgewollte oder naturgegebene Erscheinung ist, aber auch gleichzeitig, dass diese Erscheinung deswegen nicht weniger real ist als bestimmte Phänomene der physischen Welt. Und weiters, dass der Rassismus gesellschaftlich „gelernt“ wird, und es wesentlich auf die gesellschaftlichen Bedingungen und kulturellen Traditionen ankommt, wie er auch wieder „verlernt“ werden kann

· Der Rassismus ist verbunden mit einer Ideologie oder einem Gefühl der Überlegenheit 
Wäre der Rassismus bloß auf die Differenz zum anderen orientiert, wäre er wahrscheinlich kein Problem, so wie der Patriot im allgemeinen kein Problem darstellt, der sich für seine Heimat einsetzt, aber andere deshalb nicht abwertet wie der Nationalist. Die Schwierigkeit ergibt sich erst durch die Aufwertung der Rassisten und das gleichzeitige Absprechen der eigenen Rechte und Wertigkeiten. 

· Der Rassismus benötigt ein Unterscheidungsmerkmal

Dazu hat er zwei Optionen: Er kann von einem äußeren Merkmal bzw. einer Zuschreibung ausgehen (biologistische Variante), indem er physische Unterschiede in der Erscheinungsform der Menschen zum Ausgangspunkt für seine abwerten Haltung gegenüber den Anderen wählt, neuere Formen ethnischer Diskriminierung nehmen immer öfter unterschiedliche kulturelle Eigenschaften bzw. Zuschreibungen (kulturalistische Variante) als Ausgangsbasis. Letztere ist der Willkür noch stärker unterworfen als erstere, und ist empirisch schwieriger zu widerlegen, da es sich weitgehend um Glaubenssysteme handelt, die schwer auszuhebeln sind.
· Der Rassismus ist immer auch ein Prozess der falschen Verallgemeinerung gegenüber Individuen

Diese Eigenschaft des Rassismus ist als Möglichkeit tief in unserer Sprache und Begriffsbildung angelegt. Wir sind, wenn wir mit anderen kommunizieren, auf Verallgemeinerungen angewiesen. Daher ist es leicht, in die Falle der falschen Verallgemeinerung zu gehen. Sie stellt für jeden von uns eine Gefahr dar, der wir oft genug erliegen. Es ist allzu leicht, Individuen als Angehörige einer bestimmten Gruppe zu betrachten, und gleichzeitig negative Zuschreibungen, die eventuell auf einzelne Angehörige der Gruppe zutreffen mögen, jedem Mitglied der Gruppe zu unterstellen, ohne die Möglichkeit individuellen und unterschiedlichen Verhalten von vornherein immer offenzuhalten.
Neben diesen auf der individuellen Ebene angesiedelten Formen des Rassismus sollte auch die institutionelle Form nicht unerwähnt bleiben. Insbesondere in Großbritannien ist auf staatlicher Ebene das Phänomen der systematischen Diskriminierung durch die öffentlichen Einrichtungen aufgezeigt worden. Die Commission for Racial Equality bemüht sich zum Beispiel, die in den Gesetzen und in institutionellen Verhaltensmustern angelegte diskriminierende Praxis aufzubrechen, als illegal zu erklären und so strafbar und einklagbar zu machen.
Was können wir gegen den Rassismus tun? Am EUMC ist man der Auffassung, dass es keinen Königsweg gegen Rassismus gibt, sondern dass nur eine Vielzahl von Anstrengungen auf den verschiedensten Ebenen zu seiner Reduktion führen kann. Dazu zählen (ohne Anspruch auf Vollständigkeit und ohne näher darauf eingehen zu können)
· Die Organisation von Prozessen des sozialen Lernens 

· zur Dekonstruktion und Neukonstruktion des “Fremden” als “Eigenes”

· unter Beteiligung der (zivilisierten) Institutionen der Zivilgesellschaft (NGOs)

· bei gleichzeitiger gesetzlicher Absicherung von Nichtdiskriminierung
Auf der gesetzlichen Ebene hat die Europäische Union im Jahr 2000 einen entschiedenen Durchbruch erzielt, der den Artikel 13 des Gründungsvertrags mit entsprechenden Zähnen versieht. Er lautet im englischen Original:

“Without prejudice to the other provisions of this Treaty and within the limits of the powers conferred by it upon the Community, the Council, acting unanimously on a proposal from the Commission and after consulting the European Parliament, may take appropriate action to combat discrimination based on sex, racial or ethnic origin, religion or belief, disability, age or sexual orientation”
Der Artikel 13 bezieht sich auf sechs unterschiedlich Gründe von Diskriminierung, Geschlecht, ethnische Herkunft, Religion, Behinderung, Alter und sexuelle Orientierung.  

Seine Einführung hat eine längere Vorgeschichte (siehe Zeittafel)

· Im Anfang war die Generaldirektion Beschäftigung (DG V) 

· 1993: Starting Line Group gegründet (informelles Netzwerk von 400 Organisationen in den EU15)
· 1993: “Starting point” Entwurf

· 1994: Lobbying und Informationskampagne

· 1997: Jahr gegen Rassismus, EUMC gegründet, Artikel 13 akzeptiert  (siehe Text)

· 1998: ENAR gegründet (Netzwerk von NGOs), “Starting Line” Entwurf neu 

· 1999: Vorschläge fuer Richtlinien/Aktionsprogramm 

· 2000: Berichte des Europäischen Parlaments (Bastiaan Belder, Sarah Ludford, Kathalijne Maria Buitenweg) 

· 2000: Anti-Diskriminierungspaket vom Europäischen Rat verabschiedet 
Das Anti-Diskriminierungspaket bezieht sich auf diesen Artikel. Es wurde im Jahr 2000 von der Europäischen Kommission vorgeschlagen, vom Parlament diskutiert und nach relativ kurzer Zeit vom Europäische Rat verabschiedet. Es besteht aus zwei Richtlinien. Richtlinien müssen innerhalb von drei Jahren ihrem Inhalt nach in die nationale Gesetzgebung eingebaut werden. Zusätzlich zu diesen legistischen Maßnahmen wurde ein praxisorientiertes Aktionsprogramm beschlossen, in dessen Rahmen erhebliche finanzielle Mittel verteilt werden können (ca. 4 Mrd. Euro in den nächsten 6 Jahren).
Die Richtlinie gegen Diskriminierung am Arbeitsplatz und in selbständiger Tätigkeit behandelt mit Ausnahme der geschlechtlichen Diskriminierung 5 der 6 Diskriminierungsgründe von Artikel 13. Das Problem der geschlechtlichen Diskriminierung wurde in gesetzlichen Vorschriften bereits an anderer Stelle behandelt. Allerdings nimmt diese Richtlinie Bürger von Drittstaaten, zu deren Situation spezielle Gesetze auf der Ebene der Mitgliedsstaaten existieren, aus dem Anwendungsbereich aus. 

Die Richtlinie gegen die Diskriminierung aus ethnischen Gründen (Richtlinie gegen Rassismus), reicht wesentlich weiter als der Arbeitsplatz und entzieht vielen Akten der Diskriminierung die bisherige gesetzliche  Duldung. 

Das Aktionsprogramm dient zur Unterstützung der Entwicklung praktischer und bewusstseinsbildender Maßnahmen in den Mitgliedsstaaten gegen Diskriminierung und für Gleichbehandlung und ist seit 1.1.2001 in Kraft. Unter anderem fördert es staatsübergreifende Kampagnen und Aktionen, aber auch die Einrichtung von Beobachtungsstationen, die das Einhalten des Anti-Diskriminierungspakets überwachen sollen. Zuständig für die Abwicklung des Aktionsprogramms ist die Generaldirektion Beschäftigung in Brüssel.
Die nachfolgende box gibt an, wo und unter welchem Suchbegriff im Internet die entsprechenden Gesetzestexte gefunden und downgeloadet werden können.

Suche unter 

 http://www.europa.eu.int/eur-lex/de/index.html
Richtlinie gegen Diskriminierung am Arbeitsplatz


Council Directive 2000/78/EC of 27 November 2000 establishing a general framework for equal treatment in employment and occupation  Suchbegriff: 300L0078 
Richtlinie gegen Diskriminierung aus ethnischen Gründen 


Council Directive 2000/43/EC of 29 June 2000 implementing the principle of equal treatment between persons irrespective of racial or ethnic origin


Suchbegriff: 300L0043   

Aktionsprogramm 


Council Decision of 27 November 2000 establishing a Community action programme to combat discrimination (2001 to 2006)


Suchbegriff: 300D0750
5. Schlussfolgerungen
In diesem Beitrag wurden einige empirische Befunde zu Einstellungen der BürgerInnen in den 15 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union gegenüber Minderheiten und MigrantInnen vorgestellt. Häufig nützen und schüren populistische Parteien die Vorurteile der Wähler und Wählerinnen gegen Ausländer, da sie ein besseres Abschneiden bei Wahlen erwarten. Von diesem Hintergrund sind Kenntnisse über fremdenfeindliche Einstellungen in der Bevölkerung eine wichtige Grundlage für die Einschätzung des Erfolgs dieser Parteien. Die Ergebnisse der EU-weiten Meinungsbefragung im Rahmen des EUROBAROMETER zeigen, dass Parteien im EU-Durchschnitt aufgrund rassistischer Argumente (etwa mit der „Ausländer raus“-Parole) nicht mit einer Mehrheit rechnen können, aber dennoch bei rund einem Fünftel der Bevölkerung Zustimmung finden könnten. Dieses Ergebnis darf nicht als unbedingte Vorhersage gewertet werden, sind doch Wahlkämpfe im allgemeinen nicht nur auf fremdenfeindlichen Argumenten aufgebaut, sondern besitzen eine viel komplexere Struktur. Umgekehrt lässt sich auch die Aussage vertreten, dass die Fremdenfeindlichkeit zunimmt, je weiter sich die befragten Personen auf der politischen Skala nach „Rechts“ positionieren.

Die Organe der Europäischen Union werden sich in steigendem Ausmaß der Gefahren bewusst, die von wachsendem Rassismus und Ausländerfeindlichkeit ausgehen. Nicht nur ist das friedliche Zusammenleben in einer Großregion Europa gefährdet, die überdies beabsichtigt, sich auf weitere Länder mit anderen Kulturen auszudehnen. Auch die wirtschaftliche Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit kann leiden, wenn der Zuzug von ausländischen Arbeitskräften im high- und low-tech Bereich aufgrund von rassistisch motivierter Gewalt unterbunden wird.  
Die Europäische Union hat mit ihrem Anti-Diskriminierung-Paket im Jahr 2000 die gesetzliche Grundlage gelegt, den Rassismus und die Diskriminierung von „Fremden“ unter Strafe zu stellen. Es wird Aufgabe der (zivilisierten) Zivilgesellschaft sein, den von der Legislative aufgespannten gesetzlichen Rahmen mit alltäglichem Leben zu erfüllen.
� Dieser Vortrag stellt eine leicht veränderte Fassung meines Referats mit dem Titel „Einstellungen gegenüber Minderheiten in der Europäischen Union im Spiegel von EUROBAROMETER“ dar, das ich am Symposium „Rechtspopulismus in Europa - Analysen und Handlungsperspektiven“ an der Universität Graz, 29. –31. März 2001, gehalten habe.
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